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Nachbauerklärung 2025/2026 / Erntegutanlieferung beim Erfassunghandel 
 
 
 
 
Sehr geehrte Landwirtinnen und Landwirte, 
 
 
für Sie stellen sich zur Nachbauauskunft 2025/2026 Fragen zum Umgang mit der STV. 
Gern will ich Ihnen Antworten auf die sich häufig stellenden Fragen geben und Sie 
ergänzend über die in diesem Zusammenhang stehende Erntegutanlieferung beim 
Erfassungshandel bzw. zu alternativen Möglichkeiten zur STV-Erntegutbescheinigung 
informieren. Nicht jede, sich Ihnen stellende Frage wird möglicherweise ohne eine 
konkrete Prüfung Ihres Falles beantwortet sein. Sollte dieses bei Ihnen der Fall sein oder 
wünschen Sie eine Prüfung Ihres Einzelfalles, dann sprechen Sie mich einfach dazu an.  
 
 
1. Nachbauauskunft 

 
Nach der Rechtsprechung besteht ein Auskunftsanspruch nur dann, wenn Ihnen 
gegenüber ein Auskunftsersuchen unter Nennung von konkreten Sorten unternommen 
wird. Ist dieses der Fall, müssen Sie bis spätestens zum 30.06.2026, eingehend bei der 
STV, die Nachbauauskunft erteilen. Dazu empfehle ich die Nutzung eines 
Blankobriefbogens unter Nennung Ihres Namens, Ihrer Anschrift und der STV-
Betriebsnummer, wenn vorhanden, des Wirtschaftsjahres sowie der genannten Sorten 
und Mengen. Haben Sie mit den genannten Sorten keinen Nachbau betrieben, so 
teilen Sie auch dieses mit.  
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Für im Auskunftsersuchen nicht genannte Sorten besteht zwar regelmäßig kein 
Auskunftsanspruch, aber ungeachtet dessen ist der Nachbau einer geschützen Sorte 
nachbaugebührenpflichtig.  
 
Erlangt die STV nach Ablauf des auf die Aussaat folgenden 30. Juni Kenntnis vom 
Nachbau, so kann Ihnen auch ohne vorherigens Auskunftsersuchen zu der Sorte der 
Vorwurf einer Sortenschutzverletzung gemacht werden. Weitergehende Sorten, also 
nicht im Auskunftsersuchen genannte Sorten sollten Sie jedenfalls innerhalb der Frist bis 
zum 30.06.2026 auch dann mitteilen, wenn die Möglichkeit besteht, dass Ihr Aufbereiter 
den Sortennamen und die Menge an die STV melden könnte. Bei viel genutzten Sorten 
ist dieses häufig der Fall. Sie können dazu Ihren Aufbereiter befragen, wie er die 
Meldungen vornimmt. Für Sorten, die im Sortenverzeichnis der STV nicht aufgeführt sind, 
besteht kein Auskunftsanspruch. Teilen Sie den Nachbau in diesem Jahr erstmals mit, 
werden Sie darüber von der STV eine Rechnung erhalten, die auf die hälftige Z-Lizenz 
lauten muss. Ferner werden Sie in den Folgejahren Auskunftsersuchen zu neu 
genannten Sorten erhalten und müssen dann auch Auskunft erteilen. Für 
zurückliegende Jahre wären jetzige Auskunftsersuchen im Regelfall verspätet. Sollten Sie 
dennoch etwas erhalten, können Sie es uns übersenden und wir prüfen für Sie die 
Rechtslage.   
 
Die STV versucht derzeit die Landwirte mit Schreiben davon zu überzeugen, am 
Onlineverfahren teilzunehmen. Ein Rechtsanspruch besteht darauf nicht. Sie können 
auch weiterhin schriftlich verfahren. Ich würde auch keine Teilnahme empfehlen, um zu 
vermeiden, dass Sie bei der Zustimmung zu den Teilnahmebedingungen 
weitergehende Pflichten im vergleich zur gesetzlichen Lage zu Gunsten der STV 
akzeptieren.  
 
Die STV hat grundsätzlich keinen Anspruch auf die Durchführung von Hofkontrollen, es 
sei denn, Sie haben der STV diese z.B. im Rahmen eines Vermehrungsvertrages oder 
durch Teilnahme am STV-Erntegutbescheinigungssystem zugestanden. Ohne eine 
gesonderte Vereinbarung gibt es aber keine Hofkontrollen. Sollte die STV eine solche 
dennoch wünschen, weisen Sie diese auf die Rechtslage hin. 
 
 
 
2. Erntegutablieferung beim Erfassungshandel 

 
Zahlreiche Landhändler, die Erntegut von Landwirten aufnehmen, schreiben unter 
Bezugnahme auf das Urteil des BGH vom 28.11.2023, Az. X ZR 70/22, und das nicht 
rechtskräftige Urteil des LG Düsseldorf vom 02.06.2026, Az. 4a O 80/25,  
landwirtschaftliche Betriebe an und erläutern ihre Maßnahmen zur Umsetzung der 
Rechtsprechung.  
 
Der BGH hatte in seinem Urteil für die Erfasser von Erntegut eine Erkundigungspflicht 
hinsichtlich der Einhaltung des Sortenschutzes angenommen, diese allerdings nicht 
näher bestimmt. Der Erfasser könne eine von der STV konkret behauptete 
Sortenschutzverletzung nicht mit dem Argument bestreiten, von der 
Verletzungshandllung keine Kenntnis gehabt zu haben, wenn der Erkundigungspflicht 
nicht nachgekommen würde. Auch das jetzige nicht rechtskräftige Urteil des LG 
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Düsseldorf ist hier nicht viel konkreter, aber es hat verdeutlicht, dass es jedenfalls die im 
Verfahren streitgegenständliche Ernteguterklärung zur Abwehr eines 
verschuldensunabhängigen Unterlassungsanspruches für unzureichend hielt, denn der 
Anspruch sei auch nicht an ein Zumutbarkeitskriterium geknüpft, also der Frage nach 
der objektiven Erfüllbarkeit. Anders wäre demgemäß zu entscheiden, wenn die dem 
Landwirt zum Vorwurf gemachte Sortenschutzverletzung wirksam bestritten werden 
könnte bzw. ein Schadenersatzanspruch, eine Vertragsstrafe der STV gegen den 
Ernteguterfasser oder ein Ordnungsgeld aus einem etwaigen Unterlassungsurteil 
geltend gemacht werden soll, denn hier muss ein Verschulden vorliegen, wenn die STV 
sich durchsetzen möchte.  
 
In dem aktuellen Urteil des LG Düsseldorf hat ein Erfassungshändler von einem Landwirt 
Futtergerste ohne Sortenbezeichnung abgenommen. Der Landwirt hatte gegenüber 
dem Händler eine Ernteguterklärung abgegeben, in der er die Einhaltung der 
sortenschutzrechtlichen Bestimmungen versichert hatte. Der Erfasser sah und sieht mit 
dieser Erklärung die Erkundigungspflicht als erfüllt an. Eine Sortenschutzverletzung an der 
behaupteten Sorte hat der Erfassungshändler unter Bezugnahme auf die vorgelegte 
Ernteguterklärung bestritten. In dem Verfahren hat die STV über die Hintergründe, die zu 
der behaupteten Sortenschutzverletzung des Landwirtes geführt haben sollen, wenig 
ausgeführt, es steht aber zu vermuten, dass der Landwirt ohne Wissen des Erfassers 
verspätet Auskunft über Nachbau gegeben haben dürfte, also nach Ablauf des 30. 
Juni. Vorausgegangen dürfte eine Aufbereitermeldung des Erfassers selbst gewesen 
sein, aufgrund derer der Landwirt von der STV kontaktiert wurde. Die STV dürfte sodann 
Schadenersatz in Höhe der vollen Z-Lizenz, die Abgabe einer 
Unterlassungsverpflichtungserklärung und Rechenschaft über den Verbleib des 
Erntegutes vom Landwirt gefordert haben. Die STV hat den Erfassungshändler sodann 
wegen einer Sortenschutzverletzung auf Unterlassung in Anspruch genommen. Dem 
Gericht genügte die abgegebene Ernteguterklärung für ein Bestreiten nicht. Zudem sei 
der Unterlassungsanspruch verschuldensunabhängig, so dass es aus Sicht des Gerichts 
nicht auf den Inhalt der Erklärung ankam, sondern nur auf die Sortenschutzverletzung, 
die das Gericht dann annahm. Der Erfassungshändler hat gegen das Urteil Berufung 
eingelegt.  
 
BDP und STV sind der Auffassung, dass nur die Teilnahme an dem von ihnen selbst 
entwickelten Onlinesystem zum Erhalt der Erntegutbescheinigung dem Ernteguterfasser 
Sicherheit dafür bieten könne, keine Rechtsfehler zu begehen. Eine Ernteguterklärung 
bzw. Lieferantenerklärung werden von BDP und STV als nicht ausreichend angesehen, 
um den Nachweis im Sinne der Erkundigungspflicht zu führen. Diese Auffassung halte 
ich weiterhin für nicht nachvollziehbar, denn die Landwirte müssen bei der Teilnahme 
am Onlinesystem Informationen offenlegen, auf die die STV keinen Anspruch haben 
dürfte. Die STV hat lediglich einen Anspruch darauf, Daten zu erhalten, die ihr im 
Zusammenhang mit dem Nachbau von geschützten Sorten seitens der STV vertretener 
Züchter nach den gesetzlichen Bestimmungen offenbart werden müssen. Die STV hat 
jedoch keinen Anspruch auf Informationen zum Anbau von Sorten, deren Sortenschutz 
ausgelaufen ist, von freien Sorten, von geschützten Sorten, die von Züchtern außerhalb 
des BDP und der STV angeboten werden, von Populationssorten oder auch 
Erhaltungssorten. Die STV ist auch nicht berechtigt, den Anbau von geschützten Sorten 
zu prüfen, deren Züchter nicht im BDP bzw. in der STV organisiert sind, denn dieses wäre 
eine vollmachtlose Prüfung zu Lasten Dritter.  
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An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass die STV zum Erhalt der Ernteguterklärung 
zwei verschiedene Varianten anbietet. In dem einen Verfahren müssen Belege, wie Z-
Saatgut-Rechnungen und Nachbaurechnungen sowie ggfs. Flächennachweise 
eingereicht werden, was dazu führen kann, dass Sie dabei Ihren gesamten Anbau 
offenlegen. In dem anderen Verfahren erhalten Sie pauschal, also ohne jede Prüfung, 
die Erntegutbescheinigung, müssen aber einer Kontrollmöglichkeit zustimmen, 
wenngleich nach dem Gesetz, wie bereits oben unter 1. ausgeführt, kein allgemeines 
Nachbaukontrollrecht, z.B. im Rahmen einer Hofkontrolle, bestehen würde. Landwirte, 
die zum Erhalt der STV-Erntegutbescheinigung auf die zweite Variante setzen, bei der 
zunächst keine Unterlagen/Nachweise eingereicht werden müssen, müssen im 
Nachgang aber ein rechtliches Vorgehen wegen Sortenschutzverletzungen fürchten, 
wenn sich bei der Kontrolle der STV, die dann entgegen der gesetzlichen Lage aus der 
Zustimmung zu den Teilnahmebedingungen zulässig sein dürfte, herausstellt, dass z.B. 
Nachbau betrieben wurde, ohne bis spätestens zum auf die Aussaat folgenden 30. Juni 
die Nachbauentschädigung – ungeachtet der unter 1. beschriebenen und 
möglicherweise nicht bestehenden Auskunftspflichten – bewirkt/gezahlt wurde. 
 
Zahlreiche Erfassungshändler fordern ihre landwirtschaftlichen Anlieferer nun auf, an 
dem Verfahren der Erntegutbescheinigung der STV teilzunehmen und sehen sich 
aufgrund der Rechtsprechung dazu gezwungen. Tatsächlich ergibt sich aus der 
Rechtsprechung kein Zwang zur Teilnahme an dem STV-Verfahren zur 
Erntegutbescheinigung, aber der Erfassungshandel will sich effektiv gegen 
Folgeansprüche schützen. Die Vorgehensweise, ob eine Teilnahme am Verfahren zur 
Erteilung der STV-Erntegutbescheinigung für erforderlich oder eine Ernteguterklärung 
bzw. Lieferantenerklärung als ausreichend erachtet wird, unterscheidet sich, auch die 
Ernteguterklärungen bzw. Lieferantenerklärungen unterscheiden sich. Jeder 
Erfassungshändler entscheidet für sich, wie er verfährt. Es ist bekannt, dass einige 
Erfassungshändler zwar die STV-Erntegutbescheinigung einfordern, aber es auch bei 
einer Ernteguterklärung im Vertrauen auf die Redlichkeit bewenden lassen, um 
sicherzustellen, Erntegut erhalten zu können. Sie sollten daher nachfragen, wie es sich 
bei Ihrem Erfasser verhält. Auch Sie haben die Wahl, wen Sie beliefern. 
 
Vor dem Gesamthintergrund habe ich zwei sich inhaltlich unterschiedliche Varianten 
einer Ernteguterklärung bzw. Lieferantenerklärung entwickelt, die Sie, jeweils die eine 
oder die andere, Ihrem Erfasser anbieten können, um ihn davon zu überzeugen, nicht 
auf die Teilnahme an der STV-Erntegutbescheinigung zu bestehen. 
 
In der ersten Variante versichern Sie dem Erfasser, bei der Erzeugung des Erntegutes die 
sortenschutzrechtlichen Bestimmungen, soweit ein Sortenschutz besteht, eingehalten zu 
haben. Bei der zweiten Variante klären Sie den Erfasser weitergehend zum erfolgten 
Anbau auf. Sie benennen die Sorte und teilen mit, ob diese geschützt oder nicht 
geschützt ist bzw. Sie Kleinlandwirt im Sinne des Gesetzes sind. Bei einer geschützten 
Sorte – mit Ausnahme von Kleinlandwirten – fügen Sie sodann einen Kaufbeleg von Z-
Saatgut, eine Nachbaugebührenrechnung oder den Nachweise der rechtzeitigen 
Auskunftsersteilung (auf die Aussaat folgender 30. Juni) an die STV bei, so dass plausibel 
erklärt ist, dass der Anbau legal erfolgte. Bisher gibt es keine allgemeine Einigung auf ein 
abgestimmtes Vorgehen. Es bleibt dem Landhändler überlassen, ob er eine Erklärung 
akzeptiert oder nicht. Einen Rechtsanspruch auf die Verwendung oder Akzeptanz der 
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anliegenden Erklärungen gibt es ebenso wenig wie eine Pflicht Ihrerseits zu 
weitgehende Bedingungen zu akzeptieren.  
 
Ich möchte aber noch einmal darauf hinweisen, dass Ihnen im jetzigen Zeitpunkt 
niemand eine abschließende Rechtsauskunft erteilen kann. Meinen Ausführungen 
können Sie entnehmen, dass ich dem System der STV zur Erntegutbescheinigung kritisch 
gegenüberstehe und die Teilnahme nicht empfehle. Sie sollten daher zunächst 
versuchen, eine der anhängenden Ernteguterklärungen zu nutzen. Es gibt weiterhin 
auch viele Landhändler, die eine solche Ernteguterklärung ausreichen lassen. 
Letztendlich müssen aber Sie entscheiden, wie Sie verfahren wollen. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Beismann 
Rechtsanwalt 
 


